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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.09.1993 

Geschäftszahl 

93/09/0124 

Rechtssatz 

Der von der Behörde angenommene Sachverhalt (unerlaubte Beschäftigung von Ausländern an zwei 
verschiedenen Tagen nach der Antragseinbringung) kann nach dem klaren Wortlaut des § 4 Abs 3 Z 12 AuslBG 
("... während der letzten zwölf Monate vor der Antragseinbringung ...") diesem Versagungsgrund nicht 
unterstellt werden. 


